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Kapitel 13:   Betreuungssachen
              I. Die Betreuungssachen ( §§ 271 – 311 FamFG ) sind zusammen mit den

                    Unterbringungssachen (  §§ 312 – 339 FamFG ) und den

 „betreuungsgerichtlichen Zuweisungssachen“ ( §§ 340, 341 FamFG ) dem

  durch das FamFG  neu geschaffenen „Betreuungsgericht“ ( Abteilung des 

  Amtsgerichts ) zugewiesen.

  2009 waren nach Angaben des statistischen Bundesamtes immerhin 

  1.290.000 Betreuungsverfahren anhängig.
              II.   Materiellrechtliche Voraussetzungen der Anordnung einer Betreuung:

1. Das Vorliegen der allgemeinen  Betreuungsvoraussetzungen:                     § 1896    Abs. 1 S. 1 BGB ( Betreuungsbedürftigkeit = zum Ausgleich psychischer Erkrankungen, geistiger oder seelischer oder körperlicher Behinderungen  ( im Falle von   § 1896 Abs. 1 S. 3 BGB aber nie ohne Antrag des Betroffenen selbst ). Gegen den freien Willen eines Volljährigen darf kein Betreuer bestellt werden ( § 1896 Abs. 1a BGB; siehe hierzu BGH, jurisPR- FamR 13/ 2011 mit Anm. Heitmann ( Anm. 3 ); OLG Köln, OLGR 2006, 279  und OLG Brandenburg, FamRZ 2009, 152 ). Ein durchaus der Betreuung Bedürftiger erhält also dennoch keine Betreuung, wenn er dies mit freiem Willen ablehnt. Der „freie Wille“ ist nicht voll mit der  Geschäftsfähigkeit gleichzusetzen. Es genügt ein natürlicher freier Wille, also die natürliche Fähigkeit zur Einsicht und die Fähigkeit nach dieser Einsicht zu handeln ( Dodegge, NJW 2011, 2704, 2706;  Palandt/ Diederichsen, § 1896 Rn. 4 ); denn der Staat hat nicht das Recht, den zur freien Willensbildung fähigen Bürger zu erziehen, zu bessern oder zu hindern, sich selbst zu schädigen. Dennoch kann man die Kriterien zu § 104 Nr. 2 BGB auch im Kern – mit Abstrichen - zur Bestimmung des „freien Willens“ heranziehen  ( vergl. Heitmann, jurisPR- FamR 13/2011 Anm. 3 ). Ob der Betroffene noch einen „freien“ Willen bilden kann, muss das Gericht zum einen durch Sachverständigengutachten, zum anderen daneben aber auch durch persönliche Anhörung des Betroffenen feststellen ( BGH, Beschl. vom 27. 7. 2011 – XII ZB 118/ 11 - ).
   Dass der Betroffene, ohne krank oder behindert zu sein, nicht in der Lage ist, seine Angelegenheiten sinnvoll zu gestalten, reicht zur Anordnung einer Betreuung also noch nicht aus: OLG Köln,  JMBlNW 2006, 24; ebenso wenig, dass er an einer für seine Umwelt lästigen Sucht ( z. B. Alkoholsucht ) erkrankt  ist, ohne dass es bereits zu hirnorganischen Schädigungen gekommen ist ( BGH, Beschl. vom 17. 8 2011 – XII ZB 241/11 - ; AG Garmisch- Partenkirchen, FamRZ 2009, 148; AG Neuruppin, FamRZ 2005, 2097 mit zust. Anm. durch Bierwald S. 2098 ) oder dass er in sonstiger Weise für seine Umwelt lästig ist, ohne dass für ihn selbst ein unmittelbares Fürsorgebedürfnis besteht ( OLG München, FGPrax 2008, 110 ). 

                   2. Fehlen einer ausreichenden Vorsorgevollmacht (§ 1896 Abs. 2 S. 2, 1. Alt. BGB ):                                                                                                                      Damit das Vorhandensein einer Vorsorgevollmacht möglichst schnell geklärt werden kann, ist ein zentrales Register eingeführt worden, in dem Vorsorgevollmachten registriert werden ( § 78a BNotO:   Zentrales Vorsorgeregister, das von der Bundesnotarkammer geführt wird ).  Der Besitzer einer Vorsorgevollmacht oder einer Erklärung des Betreuten über seine Wünsche hinsichtlich der Auswahl des Betreuers ( sog. Betreuerverfügung ) ist zur Information des Betreuungsgerichts über die Vollmacht bzw. Erklärung verpflichtet (  § 1901a BGB ) .

                     Wichtig: Es besteht aber grundsätzlich keine Verpflichtung, etwa, um dem Staat Kosten zu ersparen, eine Vorsorgevollmacht zu erteilen. Wer in seinem Interesse dem Institut der Betreuung mehr vertraut, kann selbstverständlich dieses Institut für sich wählen.

                     Ist die Vorsorgevollmacht ihrem Umfang nach unzureichend oder lässt sich nicht feststellen, dass der Betroffene geschäftsfähig war, als er die Vorsorgevollmacht erteilte, oder ist der Bevollmächtigte nicht bereit oder in der Lage, von der ihm erteilten Vollmacht Gebrauch zu machen ( BayObLG, FamRZ 2004, 1403; KG, Rpfleger 2007, 272; OLG Schleswig, FGPrax 2008, 158 ) oder bestehen nachweisbare Gründe zur Annahme, der Bevollmächtigte werde diese Vollmacht zum Nachteil des Betroffenen                        ( OLG Zweibrücken, FamRZ 2006, 1710 ) bzw. lediglich zu seinem eigen Vorteil nutzen ( KG, FamRZ 2010, 924 ),  so ist trotz der Vollmacht ein Betreuer zu bestellen ( BGH, Beschl. vom 13. 4. 2011 – XII ZB 584/10 - ). Gleiches gilt, wenn zum Schutze des Betroffenen ein Einwilligungsvorbehalt ausgesprochen werden muss, da die Vorsorgevollmacht den Betroffenen ja nicht an eigenem rechtsgeschäftlichen Handeln hindert ( BGH, Beschl. vom 27. 7. 2011 – XII ZB 118/ 11 - ).  Dagegen reicht es nicht aus, um gegen den Willen des zu Betreuenden an Stelle der von ihm gewünschten Besorgung seiner Angelegenheiten durch einen Bevollmächtigten  doch Betreuung anzuordnen, dass dieses Institut nach Ansicht des Gerichts zur Interessenwahrung des Betroffenen besser geeignet ist ( OLG Brandenburg, NJW 2005, 1587 ), oder wenn nach Ansicht des Gerichts jedenfalls ein Überwachungsbetreuer den Bevollmächtigten beaufsichtigen sollte ( OLG Brandenburg, FamRZ 2009, 152 ).  

                     Können die Angelegenheiten des Hilfsbedürftigen mit Hilfe der vorliegenden Vorsorgevollmacht vom Bevollmächtigten ausreichend       ( also nicht unbedingt optimal ) wahrgenommen werden, kommt die Anordnung der Betreuung nicht in Betracht.

Gegebenenfalls kann dem Bevollmächtigten ein Überwachungsbetreuer            ( § 1896 Abs. 3 BGB ) zur Seite gestellt werden ( Einzelheiten hierzu: Kurze, NJW 2007, 2220 ). Auch insoweit ist aber der Wille des Betreuten zu beachten ( OLG München, Rpfleger 2007, 142 ). Insbesondere reicht allein der Umstand, dass vom Bevollmächtigten schwierige und wirtschaftlich bedeutsame Aufgaben zu erledigen sind, nicht aus, um die Notwendigkeit einer Kontrollbetreuung zu begründen. Die Möglichkeit, einen Überwachungsbetreuer zu bestellen, schließt die Bestellung eines Betreuers mit umfänglichem Aufgabenkreis nicht aus, wenn davon ausgegangen werden muss, dass der Bevollmächtigte mit dem Überwachungsbetreuer nicht zusammenarbeiten wird ( KG, Rpfleger 2007, 272; OLG Schleswig, FGPrax 2008, 158 ).

III. Die Auswahl des Betreuers

                1.  Betreuertypen: a) Einzelperson: ehrenamtlicher Einzelbetreuer oder

                      Berufsbetreuer ( § 1897 BGB ); 

                     b)  jur. Person:   Vereinsbetreuer und  Betreuungsbehörde ( § 1900 BGB ).  Ist ein Verein oder die Betreuungsbehörde zum Betreuer bestellt, kann der Betroffene die durch diese vorgenommene Auswahl der mit der Wahrnehmung der Betreuung betrauten Person durch das Gericht überprüfen lassen ( § 291 FamFG ). 
                2. Auswahlkriterien ( §§ 1897 bzw. 1900 BGB ): 
                    -   natürlicher Wille des Betroffenen ( BGH, NJW 2010, 3777 ); 
                    -   nahe Angehörige; 
                    -   ehrenamtlicher Betreuer vor Berufsbetreuer; 
                    -   Betreuungsbehörde nur im Ausnahmefall. 
                     Vom Wunsch des Betroffenen darf nicht abgewichen werden, wenn nicht ausnahmsweise dieser Wunsch dem Wohl des Betroffenen widerspricht                      ( BGH, FGPrax 2011, 22; BGH, BeckRS 2011, 00944 ). Bevor der vom Betroffenen Vorgeschlagene wegen angeblicher Nichteignung nicht berücksichtigt wird, ist er zu den Vorwürfen anzuhören ( § 26 FamFG ). Spannungen unter den in Betracht kommenden nahen Angehörigen, die der Betroffene aber nicht mehr wahrnimmt, sind aber noch kein Grund, von der Auswahl eines nahen Angehörigen abzusehen: OLG Schleswig, FamRZ 2005, 1860. Ebenso reicht die entfernte, abstrakte Möglichkeit einer Interessenkollision noch nicht aus, um Eltern als Betreuer ihres erwachsenen Kindes auszuschließen: BVerfG, FamRZ 2006, 1509 mit Anm. durch Bienwald, FamRZ 2006, 1510. Enger als hier: BayObLG, FamRZ 2004, 1991: Das Wohl des Betroffenen geht immer allen anderen Auswahlkriterien vor.
                     Der Betroffene kann seinen Wunsch, wer zu seinem Betreuer bestellt werden sollte, wenn er dann selbst keine vernünftigen Wünsche mehr äußern kann, in einer sog. „Betreuerverfügung“ auch vorab niederlegen (§ 1901a BGB ). Auch diese „Betreuerverfügungen“ werden, so wie die „Vorsorgevollmachten“,  bei der Bundesnotarkammer im „Zentralen Vorsorgeregister“ gesammelt, damit im Ernstfall  der Wille des Betroffenen auch festgestellt werden kann.

3. Betreuerwechsel:  §§ 1908b, 1908c , 1908d BGB.  Es genügt die Anregung durch den Betroffenen, verbunden mit dem Vorschlag einer zumindest gleich geeigneten Person als neuer Betreuer. Dritte haben dagegen kein Antragsrecht, den Betreuer auszuwechseln.

            IV:    Umfang der Betreuung und Wirkungen der Betreuung ( § 1901 BGB )

1. Aufgabenfelder:  
Grundsatz:  Betreuung soll regelmäßig nicht ganz allgemein, sondern nur für die ganz konkreten Aufgabenkreise angeordnet werden, in denen eine Betreuung auch tatsächlich erforderlich ist:  § 1896 Abs. 2 S. 1 BGB.   Neben der generellen Betreuungsbedürftigkeit (§ 1896 Abs. 1 BGB) muss also jeweils der ganz konkrete Betreuungsbedarf festgestellt werden: OLG Zweibrücken, Rpfleger 2005, 254.  Dabei ist die aktuelle Situation des Betroffenen konkret zu würdigen und auch der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu berücksichtigen: BGH, Beschl. vom 6. 7. 2011 – XII ZB 80/11 - .                                                                               Dass der Betroffene nicht in der Lage ist, die ihm obliegende elterliche Sorge für seine Kinder wahrzunehmen, gehört nicht zu den Aufgabenfeldern, für die das Betreuungsgericht Sorge zu tagen hat.  Insoweit enthalten die §§ 1666, 1674 BGB spezielle Regelungen, für deren Durchführung das Familiengericht zuständig ist: BayObLG, FamRZ 2005, 236.
2.    Spezielle Probleme zur

            a.  Gesundheitsbetreuung:  
            aa)  Herausragendes Problem insoweit:   Wann ist die Genehmigung des Betreuungsgerichts zur Versagung der Einwilligung in lebenserhaltende oder lebensverlängernde Maßnahmen oder für ein Verlangen nach Einstellung derartiger Maßnahmen bei einwilligungsunfähigen Patienten erforderlich                                               ( Ausgangsentscheidung insoweit: BGHZ 154, 205;  ferner: BGHZ 163; 196 mit Anm. durch Höfling, JZ 2006, 145 ) und wann entscheidet der Betreuer ( bzw. der Vorsorgebevollmächtigte ) allein über den Behandlungsabbruch?                                                                            Zur Sicherung der Beachtung einer Patientenverfügung oder des ansonsten unmissverständlich geäußerten Willens des Betroffenen in Fällen dieser Art sowie zur Stärkung der Position des Betreuers findet sich in den §§ 1901a, 1904 BGB eine gesetzliche Regelung.  Das Verfahren insoweit ist in § 287Abs. 3 FamFG geregelt. Die erforderlichen Entscheidungen hat als „Vertreter“ des Patienten immer der Betreuer oder Bevollmächtigte, nicht selbständig ohne diesen der Arzt zu treffen ( BGH,  DNotZ 2011, 622 ).
            Hinweis: Das gesamte Heft 6/ 2010  der Zeitschrift FPR widmet sich mit zahlreichen Aufsätzen und mehreren Entscheidungen dem Thema: Patientenverfügung und Abbruch lebenserhaltender Maßnahmen.                                Siehe darüber hinaus ausführlich zur gesetzlichen Regelung der Patientenverfügung: BGH, DNotZ 2011, 622; Ihrig, DNotZ 2011, 583; Wilckens, MDR 2011, 143; Rieger, FamRZ 2010, 1601; Höfling, NJW 2009, 2849; Olzen, JR 2009, 354; Coeppicus, NJW 2011, 2085.                                                                              Einen anschaulichen Sachverhalt für den Konflikt zwischen Arzt und Betreuer bietet die Entscheidung:  AG Nordenham, NJOZ 2011, 1275.
ab) Gefährliche medizinische Behandlungen ( - es muss die Gefahr erheblicher Gesundheitsbeeinträchtigungen von einer gewissen Dauer bestehen: OLG Zweibrücken, OLGR 2000, 190; OLG Celle, OLGR 2007, 866; -  ) bedürfen gem. § 1904 BGB der gerichtlichen Genehmigung. In diesem Rahmen ist eine strenge Verhältnismäßigkeitsprüfung durch das Gericht erforderlich: OLG Celle, OLGR 2007, 866; OLG Köln, 2006, 838.  
Ferner ist zu beachten:  Alle mit Freiheitsentzug ( zum Begriff: OLG Bremen, OLGR 2006, 50 ) verbundenen Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge  ( Unterbringung ) bedürfen immer der gesonderten richterlichen Genehmigung  ( § 1906 BGB ). Der Freiheitsentzug setzt eine konkrete und ernstliche, wenn auch nicht unbedingt akute Gefahr für Leib und Legen des Betreuten voraus (  BGH, NJW- RR 2010, 291; BGH, NJW- RR 2010, 1370; BGH, NJW- RR 2011, 1012 ). Bei der notwendigen Abwägung ist die Wahrung des Verhältnismäßigkeitsprinzips von großer Bedeutung ( BGH, NJW- RR 2010. 1370 ). Dass der Betroffene im Falle seiner Unterbringung leichter und bequemer medizinisch behandelt werden kann, reicht nicht aus ( BGH, Beschl. vom 21. 9. 2011 – XII ZB 263/11 - ).
Ist der Freiheitsentzug nur ganz kurzfristig erforderlich, um dem Betreuten gegen seinen Willen eine notwendige Spritze zu verabreichen, ist insoweit keine richterliche Genehmigung zur Unterbringung notwendig, da dieser kurzfristige Eingriff in die persönliche Freiheit von seinem Zweck her keine Freiheitsentziehung i. S. Art. 104 Abs. 1  GG darstellt ( BGH, FamRZ  2001, 149;  BGH, FamRZ 2008, 866; OLG Bremen, FamRZ 2006, 730 ; OLG Karlsruhe, OLGR 2008, 283 );  ob die Genehmigung dann aber zur Behandlung als solcher erforderlich ist,  ist sehr streitig ( siehe unten cc)  ). 

            Sehr streitig ist, ob die richterlich genehmigte zwangsweise Unterbringung auch ( -als solche nicht gefährliche - ) medizinische Zwangsmaßnahmen gegenüber dem Untergebrachten rechtfertigt, soweit diese zwar medizinisch angezeigt, aber nicht zur Abwendung einer lebensbedrohlichen Situation erforderlich sind.  Insoweit:    BGH, NJW 2001, 888, bestätigt und verdeutlicht durch BGH, NJW 2006, 1277 und BGH, MDR 2010, 1393:  In einfache, aber unbedingt notwendige und nicht nur nützliche  Heilbehandlungen kann der Betreuer auch gegen den ausdrücklichen natürlichen Willen des im Rechtssinne einwilligungsunfähigen Betreuten wirksam einwilligen. Der entgegenstehende Wille des nicht geschäftsfähigen Betreuten darf notfalls mit Zwang überwunden werden. Hierzu ausführlich: Ludyga, FPR 2007, 104.  Der noch geschäftsfähige Betreute entscheidet dagegen autonom, ob er Eingriffe zulässt oder nicht, auch wenn die Verweigerung der Behandlung ihm Schaden zufügt.
            cc)  Heftig umstritten ist schließlich auch die Frage, inwieweit der Betreuer in eine nicht lebensbedrohende, aber zur Gesundheitserhaltung erforderliche  Zwangsbehandlung ohne Unterbringung einwilligen darf und ob insoweit eine Genehmigung durch das Betreuungsgericht erforderlich ist.  Der Staat darf seine erwachsenen Bürger nicht zu ihrem Besten zwingen und sie auch nicht daran hindern, sich selbst gesundheitlich zu schädigen ( OLG Stuttgart, OLGR 2004, 37, 38 ). Zur garantierten Freiheit des Einzelnen gehört auch die „Freiheit zur Krankheit“ (  BVerfG, BVerfGE 58, 208, 224; OLG Celle, OLGR 2007, 866, 867 ).  Dann müssen auch für den Betreuer gewisse Beschränkungen gelten. Andererseits muss der Betreuer sich um das Wohl des Betreuten sorgen und ernsthafte Gefahren für sein Leben und seine Gesundheit abwenden. Gerade deshalb ist er ja auch als Gesundheitsbetreuer bestellt. Deshalb wird man richtigerweise davon ausgehen müssen, dass der Betreuer alle nicht gefährlichen,  aber unbedingt notwendigen ( -  der Begriff ist eng auszulegen: BGH, FamRZ 2008, 866 - ) Zwangsbehandlungen ohne Genehmigung des Betreuungsgerichts selbst veranlassen kann, während er nur nützliche Zwangseingriffe gegen den Willen des Betreuten nicht genehmigen darf, ohne seine Pflichten zu verletzen, also rechtswidrig zu handeln ( OLG Celle, OLGR 2007, 866 ). 

            § 298 FamFG hat das Problem nicht gelöst, da die Norm sich an die materiellrechtliche Lösung des § 1904 BGB anlehnt.

dd)  Für die Einwilligung in eine Sterilisation gilt die Sonderregel des § 1905 BGB; auch insoweit ist die Genehmigung des Betreuungsgerichts erforderlich  ( Verfahren insoweit:  § 297 FamFG ).

ee)  In den Bereich der Gesundheitsbetreuung im weitesten Sinne wird man auch die Entscheidung über einen Schwangerschaftsabbruch bei einer krankheitsbedingt nicht entscheidungsfähigen Frau einordnen müssen. Wegen der besonderen Bedeutung dieser Entscheidung wird man aber eine besondere Bestellung des Betreuers gerade für diesen Aufgabenkreis verlangen müssen, schon im Hinblick auf die strafrechtlichen Folgen eines unzulässigen Schwangerschaftsabbruchs ( OLG Frankfurt, FamRZ 2009, 368 ).
            b.  Kontrolle des Post- und Fernmeldeverkehrs:                                  § 1896 Abs. 4 BGB ( z. B. um den Betreuten, der alles kaufen will, was zugesandte Reklame ihm anpreist, vor unsinnigen Kaufentscheidungen zu schützen oder um ihm Post, die ihn gesundheitlich gefährdet, vorzuenthalten. ).
                                        c.  Vermögensbetreuung 
Allgemein: Betreuer ist Vertreter des Betreuten ( § 1902 BGB) neben diesem; der Betreute kann also weiterhin selbst Rechtsgeschäfte vornehmen ( siehe hiezu: Lipp, FamRZ 2003, 721 ). Der Betreuer benötigt zu den meisten Geschäften, zu denen ein Vormund der Genehmigung des Familiengerichts bedarf, ebenfalls der Genehmigung durch das Betreuungsgericht( § 1908 i Abs. 1 BGB i. V. mit §§ 1803, 1805 – 1821, 1822 Nr. 1 – 4, 6 – 13, 1823 – 1826 BGB ). Hinsichtlich der Möglichkeit, Schenkungen aus dem Vermögen des Betreuten zu machen, modifiziert § 1908 i Abs. 2 BGB den § 1804 BGB ein wenig. Auch hier wird deutlich, dass die Autonomie des Betreuten weitgehend respektiert werden soll. Der Bundestag hat am 14. 5. 2009 ein Gesetz verabschiedet, wonach dem Betreuer künftig Kontoverfügungen bis zu 3000,- € dadurch erleichtert werden, dass er insoweit nicht mehr der Zustimmung des Betreuungsgerichts bedarf. 

Zur Anordnung eines Einwilligungsvorbehalts:  § 1903 BGB.             [ Siehe hierzu auch § 105a BGB betreffend Geschäfte des täglichen Lebens. ] ( Wann der Einwilligungsvorbehalt anzuordnen ist, ist streitig [  OLG Zweibrücken, FamRZ 2004, 1897:  nur, wenn der Betroffene in Vermögensangelegenheiten seinen Willen nicht mehr frei bestimmen kann ; Bienwald, FamRZ 2004, 1898 : schon, wenn der Betroffene ihn schützende Maßnahmen unvernünftig verweigert oder unmöglich macht ]  ).

                              d. Vertretung gegenüber Körperschaften, Behörden und Gerichte 

Die Vertretung des Betreuten in seinem Scheidungsverfahren  gehört nicht hierher, wie § 125 Abs. 2 FamFG zeigt: OLG Zweibrücken,  FamFR 2011, 319771; ebenso wenig der Umgang eines Sorgeberechtigten mit der Schule seiner Kinder ( gehört zur elterlichen Sorge ).     
                               e. Aufenthaltsbestimmung: Die Aufgabe der Mietwohnung bedarf der besonderen gerichtlichen Genehmigung ( § 1907 BGB ); zur Zwangsunterbringung:  § 1906 BGB.

                               f.  Umgang mit anderen Personen . Soweit der Betreuer ein Umgangsverbot gegenüber engsten Familienangehörigen ausspricht, bedarf er im Hinblick auf Art. 6 GG der Genehmigung durch das Betreuungsgericht: OLG Hamm, FamRZ 2009, 810
                      3.     Aufsicht über den Betreuer, Haftung des Betreuers: § 1908i BGB  mit §§ 1833, 1837 BGB. Die Aufsicht durch Erteilung von Weisungen ist auf die Fälle pflichtwidrigen Verhaltens des Betreuers beschränkt, kann sich also nicht auf Dinge beziehen, die der Betreuer nach pflichtgemäßem Ermessen so oder so handhaben kann: OLG Karlsruhe, Rpfleger 2005, 535

                        4.     Aufhebung,  Einschränkung oder Erweiterung der Betreuung :          §§ 1908 b, 1908 c, 1908 d  BGB ( eigenes Antragsrecht auch des geschäftsunfähigen Betreuten ).

IV. Aufwendungsersatz und Vergütung für den Betreuer: § 1908i – bis 1908o BGB i.V. §§ 1835, 1835a, 1836 BGB ( Problem: Vergütung des zum Betreuer bestellten Rechtsanwalts, der gerade wegen dieser seiner fachlichen Kenntnisse berufen wurde, auch nach § 1836 BGB  oder insoweit nach dem RVG ?  ) 

Für die aus der Staatskasse  zu zahlende Vergütung gilt das Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz ( VBVG ). Die dort geregelten „harten“ Pauschalen für die einzelnen Betreuertätigkeiten ( §§ 5, 6 VBVG ) sollen das Abrechnungssystem vereinfachen und sowohl den Betreuer als auch das für die Festsetzung der Vergütung zuständige Betreuungsgericht von der Erfassung der im Einzelfall tatsächlich aufgewendeten Zeit entbinden. Daher hat der Gesetzgeber - auch für mögliche Härtefälle - Ausnahmen von dem in § 5 VBVG niedergelegten Pauschalierungssystem nicht vorgesehen ( OLG Schleswig, Rpfleger 2006, 321 ).. 

Der Betreuer kann, um die aus seiner Sicht unzulängliche Vergütungsregeln zu umgehen, nicht einen Teil seiner Aufgaben an Dritte ( z. B. angestellte Mitarbeiter seines Betreuungsbüros ) zur entgeltlichen Erfüllung übertragen und dann das an den Dritten gezahlte Entgelt seinerseits als Aufwendungsersatz geltend machen ( LG Konstanz, FamRZ 2004, 1752 ]. 
Kapitel 14: Verfahrensrechtliche Besonderheiten der Verfahren in                                                                                                                                                                                   Betreuungssachen 
Zur gerichtlichen Entscheidung in Betreuungssachen ist das Betreuungsgericht als Abteilung des Amtsgerichts berufen.  
I.   Der Instanzenzug in Betreuungssachen sieht abweichend von den sonstigen FG- Sachen wie folgt aus:  

1. Instanz: Betreuungsgericht (Abteilung des Amtsgerichts );   

Beschwerdegericht: Landgericht( § 72 Abs. 1 GVG n. F. );   

Rechtsbeschwerdegericht: Bundesgerichtshof.  

Grund für diesen anderen Instanzenweg ist, dass der Betroffene, der ja auch persönlich immer beschwerdebefugt ist, bei einem möglichst ortsnahen Gericht selbst soll seine Beschwerde vertreten können, und dass der Richter, der u. U. den Betroffenen im Heim oder Krankenhaus aufsuchen muss, nicht zu lange Reisen unternehmen muss. Für die Rechtsbeschwerde besteht ein solches Bedürfnis nicht mehr.
 II. Anzeigepflichten gegenüber dem Betreuungsgericht ( damit dieses gegebenenfalls von

      Amts wegen tätig werden kann ):
      1. Betreuungsbehörden:  § 7 BtBG

2. Gerichte:  § 22a FamFG (  z. B. : Gericht hat anlässlich eines Verfahrens festgestellt, dass eine Person geschäftsunfähig ist und unter Betreuung gestellt werden muss)

3. sonstige Personen ( z.B.  Ablieferungspflicht des Besitzers eines Schriftstücks mit konkretem Betreuerwunsch, § 1901a BGB  )

III.   Die in § 14 Abs. 1 Nr. 4 RPflG genannten Aufgaben des Betreuungsgerichts sind dem Richter vorbehalten. Insoweit darf kein Richter auf Probe, der noch nicht ein Jahr im Richterdienst ist, tätig werden, § 23c Abs. 2 S. 2 GVG. Die dem Richter nicht vorbehaltenen Aufgaben erledigt der Rechtspfleger, § 3 Nr. 2a  RPflG.
IV. Ob das Verfahren von Amts wegen einzuleiten ist oder nur auf  Antrag, richtet sich nach den jeweiligen Spezialvorschriften im BGB usw.

                  1. Beispiele für Amtsverfahren: § 1896 Abs. 1 S. 1, 2. alt. BGB ( Bestellung eines Betreuers von Amts wegen bei Bekanntwerden  der Betreuungsbedürftigkeit ); § 1908 b Abs. 1 BGB( Entlassung des Betreuers bei mangelnder Eignung ).

                  2. Beispiele für Antragsverfahren: § 1896 Abs. 1 S. 1, 1. Alt. BGB ( Bestellung eines Betreuers auf Antrag des Betroffenen ); § 1908 b Abs. 2 BGB                         ( Entlassung des Betreuers auf seinen eigenen Antrag )

                  3.  Hält der Betreuer eine Maßnahme für notwendig, die in Grundrechte Dritter eingreift ( z.B. Umgangsverbot für nahe Familienangehörige ), muss er seine Maßnahme durch das Betreuungsgericht bestätigen lassen: OLG Hamm, FamRZ 2009, 810 ). 

V.  Zur Bestellung eines Verfahrenspflegers:  § 276 FamFG .
1. Wann ein Verfahrenspfleger zwingend zu bestellen ist, sagt § 276 Abs. 1        FamFG. Nr. 2 greift bereits ein, wenn alle wesentlichen Bereiche, die ein eigenverantwortliches Leben ausmachen, betroffen sind, auch wenn einige Aufgabenkreise ausgespart bleiben (  BGH, BeckRS 2010, 20859 ), ebenso, wenn bei Verfahrenseinleitung die Anordnung einer Betreuung in allen Angelegenheiten jedenfalls möglich erschein ( BGH, Beschl. vom 28. 9. 2011 – XII ZB 16/11 - ). Die Prüfung, ob ein Verfahrenspfleger bestellt wird, hat frühestmöglich zu erfolgen, damit der Verfahrenspfleger auch noch Einfluss auf das Verfahren nehmen kann ( BGH,  Beschl. vom 2. 3. 2011 – XII ZB 346/10 -).
2.  Als verfahrensleitende Zwischenverfügung ist die Bestellung eines Verfahrenspflegers gem. § 276 Abs. 6 FamFG nicht anfechtbar (BGH, Rpfleger 2003, 500; OLG Köln, OLGR  2005, 469 ).  

3. Der Verfahrenspfleger erhält immer Aufwendungsersatz ( § 277 Abs. 1 ).  Der berufsmäßige Verfahrenspfleger erhält auch eine Vergütung ( § 277 Abs. 2 FamFG ).                                                                

Ausführlich zum Rechtsinstitut des Verfahrenspflegers: Hannemann/ Kunkel, FamRZ 2004, 1833 ff sowie Grüttner, FamRZ 2006, 345. 

VI.  Am Betreuungsverfahren beteiligt sind gem. § 274 FamFG neben  dem    Betroffenen auch der Betreuer und der durch Vorsorgevollmacht Bevollmächtigte ( soweit ihr Aufgabenkreis betroffen sind ), und die in § 274 Abs. 4 Nr. 1 FamFG näher aufgeführten Angehörigen sowie, wenn der Betroffene dies wünscht, eine Person seines Vertrauens [- dadurch ist das Problem entschärft, dass der Lebensgefährte nicht zum Kreise der Angehörigen zählt; diese Vertrauensperson ist dann auch beschwerdeberechtigt ( § 303 Abs. 2 Nr. 2 FamFG )  ].
VII.     Anhörungen im Verfahren:

1.  Der Betroffen ist grundsätzlich persönlich anzuhören ( § 278 Abs. 1 und Abs. 2 S. 2 FamFG ), und zwar so früh als möglich ( BVerfG, NJW 2011, 1275 ). Verstößt der Richter bewusst ( z. B. um sich zeitaufwendige Reisen zu ersparen ) gegen diese Verpflichtung, ist dies Rechtsbeugung gem. § 339 StGB, da das Recht auf persönliche Anhörung zu den elementarsten Verfahrensrechten des Betroffenen zählt ( BGH, FamRZ 2009, 1664 ). 

Der Betroffene ist auch regelmäßig über den Fortgang des Verfahrens zu unterrichten( § 278 Abs. 2 FamFG ). Das gilt auch noch für die Beschwerdeinstanz ( OLG Hamm, FamRZ 2009, 811 ). Der Betroffene kann zum Gericht vorgeführt werden, wenn er die Mitwirkung am Verfahren verweigert ( § 278 Abs. 4 FamFG ). Er kann zur Anfertigung eines Gutachtens dem Arzt vorgeführt ( § 283 FamFG ) und auch bis zu 6 Wochen untergebracht werden ( § 284 FamFG ). Bevor eine solche Anordnung getroffen werden kann, muss dem Betroffenen aber zwingend rechtliches Gehör gewährt werden ( BVerfG,  FamRZ 2010, 1145 ). Mit der Vorführung ist die zuständige Behörde, d. h. die Betreuungsbehörde zu beauftragen, die notfalls die Polizei um Amtshilfe bittet. Die Vorführungsanordnung rechtfertigt allein nicht das gewaltsame Eindringen in die Wohnung des Betreuten. Z. Zeit fehlt es noch an einer Norm, die dieses Eindringen rechtfertigen würde: BVerfG, BeckRS 2009, 39173. Der Gesetzgeber arbeitet z. Zeit an einer solchen gesetzlichen Ermächtigung.
Die persönliche Anhörung des Betroffenen zu allen für die Entscheidung bedeutsamen Erkenntnissen, insbesondere zu den ihn betreffenden Sachverständigengutachten, Zeugenaussagen und sonstigen Beweismitteln ist auch dann unabdingbar, wenn ein Verfahrenspfleger bestellt wurde, es sei denn auf Grund eines ärztlichen Gutachtens steht fest, dass die Anhörung dem Betroffenen schweren gesundheitlichen Schaden zufügen würde, oder aufgrund eigener richterlicher Augenscheinseinnahme steht fest, dass mit dem Betroffenen keine Verständigung mehr möglich ist ( OLG Frankfurt, OLGR 2008, 728 ).

2. Auch die sonstigen Beteiligten ( § 274 FamFG ) sind vor einer   Betreuerbestellung anzuhören ( § 279 FamFG ).
VIII.       In allen Verfahren gilt der Grundsatz der Amtsermittlung.  Wo aus der 

Sicht des Richters erforderlich, sind auch Zeugen von Amts wegen  anzuhören. Die Einholung eines medizinischen Sachverständigengutachtens ( an das hohe Anforderungen im Hinblick auf seinen detaillierten Inhalt zu stellen: BGH, NJW- RR 2011, 649 ) sind  ist vor Anordnung der Betreuung bzw. ihrer Verlängerung immer erforderlich ( § 280 FamFG ). Die Sachkunde des beauftragten Arztes ist, wenn sie sich nicht bereits aus seiner Fachbezeichnung ergibt, im Beschluss des Gerichts darzulegen ( BGH, FamFR 2011, 316248 ).  Statt selbst ein Gutachten einzuholen, kann das Gericht auch auf die Gutachten des medizinischen Dienstes der Krankenversicherung bzw. der Pflegekasse zurückgreifen ( § 282 FamFG ). Der Betroffene kann zur Vorbereitung des Gutachtens vorgeführt( § 283 FamFG ) und auch bis zu 6 Wochen untergebracht werden ( § 284 FamFG ). Wenn der Betroffene selbst die Einrichtung der Betreuung beantragt, genügt ärztliches Zeugnis ( § 281   FamFG ). Ein Gespräch nur durch die geschlossene Tür oder lediglich Telefongespräche sind  keine persönliche Untersuchung durch den Sachverständigen ( OLG Frankfurt, FGPrax 2005, 23;  OLG Köln, OLGR 2005, 271 ; einschränkend: OLG Hamm, FamRZ 2009, 811 ).                   

IX.  Um den - krankheitsuneinsichtigen - Betroffenen zu veranlassen, am Verfahren mitzuwirken, erlaubt es das FamFG, ihn zur Anhörung durch das Gericht ( § 278 FamFG ) oder durch den mit der Untersuchung beauftragten Sachverständigen ( §§ 283, 284 FamFG ) zwangsweise vorzuführen. Ob zu diesem Zweck zur Vorbereitung der Vorführung auch in seine Wohnung mit Gewalt eingedrungen werden kann, ist sehr streitig, aber, solange der Gesetzgeber dies nicht ausdrücklich regelt, wohl abzulehnen.                                                                                                   Einzelheiten insoweit: Schmidt- Recla/ Diener, FamRZ 2010, 696 ff.              
X. Alle Entscheidungen sind nicht nur dem Betreuer, sondern auch dem Betroffenen persönlich bekannt zu geben, § 288 FamFG [ der ja auch ein eigenes Beschwerderecht hat ]. Davon darf nur abgesehen werden, wenn durch die Bekanntgabe nach ärztlichem Zeugnis dem Betroffenen ein erheblicher Gesundheitsnachteil erwüchse 

Erst mit der Bekanntgabe an den Betreuer werden die Entscheidungen                                                                                                           wirksam, § 287 FamFG.

